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Art. 95  Meldung der Änderung von Bewilligungsvoraussetzungen  

Die Bank meldet der FINMA und der Prüfgesellschaft jegliche Änderung von Sach-
verhalten, welche die Bewilligungsvoraussetzungen zur Anwendung des IRB betref-
fen, insbesondere Änderungen an Ratingsystemen oder der Risikopraxis. 

Art. 96  Einführung und Anwendungsbereich des IRB  

Die Einführung und Anwendung des IRB durch eine Bank richtet sich nach den Vor-
gaben der Ziffern 30.45–30.52 CRE in der Fassung nach Anhang 1 ERV. 

Art. 97  IRB-Stresstests  

Die Bank übermittelt die Resultate der Stresstests regelmässig der FINMA. Sie flies-
sen entsprechend Ziffer 32.1 SRP in der Fassung nach Anhang 1 ERV in die Bestim-
mung allfälliger zusätzlicher Eigenmittel nach Artikel 45 und 131b ERV ein.  
2. Abschnitt: Positionsklassen 

Art. 98  Zuordnung zu den Positionsklassen  

Nach dem IRB ist jede Position mit Kredit- oder Gegenpartei-Kreditrisiko wie folgt 
einer der nachstehenden Positionsklassen zuzuordnen: 

a. Unternehmen nach den Ziffern 30.6–30.16 CRE in der Fassung nach Anhang 
1 ERV; 

b. Zentralregierungen und Zentralbanken nach Ziffer 30.17 CRE; 

c. Banken nach Ziffer 30.18 CRE; 

d. Retailpositionen nach den Ziffern 30.19–30.25 CRE; 

e. Instrumente mit Beteiligungscharakter nach den Ziffern 30.26 und 20.54–
20.56 CRE; 

f. angekaufte Retail- und Unternehmensforderungen nach den Ziffern 30.27–
30.31 CRE. 

Art. 99  Positionsklasse Unternehmen 

1 Der Positionsklasse Unternehmen sind neben den Positionen nach den Ziffern 30.6–
30.16 CRE in der Fassung nach Anhang 1 ERV auch Positionen gegenüber folgenden 
Parteien zuzuordnen: 

a. Börsen; 

b. öffentlich-rechtlichen Körperschaften, die über kein Recht zur Erhebung von 
Steuern verfügen und deren Verpflichtungen nicht durch ein öffentliches Ge-
meinwesen vollumfänglich garantiert sind; 
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2 Für die Unterpositionsklasse hochvolatiler Gewerbeliegenschaftsfinanzierungen 
(High Volatility Commercial Real Estate, HVCRE) nach den Ziffern 30.15–30.16 
CRE gilt: 

a. Bezogen auf den Schweizer Markt müssen die Banken grundsätzlich keine 
Positionen nach Ziffer 30.15 erster Punkt CRE als HVCRE-Positionen klas-
sifizieren. 

b. Bezogen auf ausländische Märkte wendet die Bank die von den jeweils zu-
ständigen Aufsichtsbehörden vorgegebenen HVCRE-Klassifikationen an. 

3 Die FINMA kann im Einzelfall bestimmte Positionen zur Finanzierung von Gewer-
beliegenschaften im Inland als HVCRE-Positionen klassifizieren (Ziffer 30.15 CRE). 

Art. 100  Positionsklasse Zentralregierungen  

Die Positionsklasse Zentralregierungen nach Ziffer 30.17 CRE in der Fassung nach 
Anhang 1 ERV umfasst keine Positionen gegenüber öffentlich-rechtlichen Körper-
schaften. 

Art. 101  Positionsklasse Banken  

Der Positionsklasse Banken sind neben den Positionen nach Ziffer 30.18 CRE auch 
Positionen gegenüber öffentlich-rechtlichen Körperschaften, die über das Recht zur 
Erhebung von Steuern verfügen oder deren Verpflichtungen durch ein öffentliches 
Gemeinwesen vollumfänglich garantiert sind, zuzuordnen. 

Art. 102 Positionsklasse Retail  

1 Für Positionen gegenüber natürlichen Personen besteht keine wertmässige Ober-
grenze im Sinne von Ziffer 30.20 erster Punkt 1 CRE in der Fassung nach Anhang 1 
ERV. 

2 Positionen gegenüber Kleinunternehmen können unter den Vorgaben nach Ziffer 
30.22 zweiter Punkt CRE der Retail-Positionsklasse zugeordnet werden. Als Klein-
unternehmen im Sinn von Ziffer 30.20 dritter Punkt CRE gelten Unternehmen mit 
einem konsolidierten Jahresumsatz von bis zu 15 Millionen Franken. Auf Antrag der 
Bank kann die FINMA auch einen anderen Indikator als den Jahresumsatz, insbeson-
dere die Bilanzsumme zulassen (Ziffer 30.21 CRE). 

3 Ungeachtet ihrer Höhe können Positionen gegenüber Personen, die als Selbstständi-
gerwerbende uneingeschränkt persönlich haften, der Positionsklasse Retail zugeord-
net werden. 

4 Die FINMA kann der Bank gestatten, ihr ganzes Lombardkreditportfolio der Positi-
onsklasse Retail zuzuordnen (Ziffer 30.21 CRE). 

Art. 103  Retail-Positionsunterklassen 

Innerhalb der Positionsklasse Retail sind die nachstehenden Positionen folgenden Po-
sitionsunterklassen zuzuordnen: 
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a. Positionen mit Deckung in Form von Wohnliegenschaften und mit Deckung 
in Form von Gewerbeliegenschaften: der Unterklasse „residential mortgage 
loans“ ; 

b. Positionen, die nicht der Unterklasse nach Buchstaben a zuzuweisen sind, so-
fern die Voraussetzungen nach Ziffer 30.24 CRE in der Fassung nach Anhang 
1 ERV erfüllt sind: der Unterklasse „qualifying revolving retail exposures“. 

c. Verbleibende Positionen: der Unterklasse „all other retail exposures“. 

Art. 104  Positionsklasse Instrumente mit Beteiligungscharakter  

Der Positionsklasse Instrumente mit Beteiligungscharakter sind sämtliche Instru-
mente nach Artikel 4 Absätze 1 Buchstabe dbis und Absatz 2 ERV zuzuordnen.  
3. Abschnitt: Risikogewichtung 

Art. 105  Unternehmen  

1 Für die Berechnung des Jahresumsatzes S von KMU nach Artikel 70 ERV in Fran-
ken ist die Korrelation 𝑅 in Abweichung von Ziffer 31.8 CRE in der Fassung nach 
Anhang 1 ERV nach der Formel nach Anhang 6 zu bestimmen. 

2 Anstelle des Jahresumsatzes kann nach Ziffer 31.9 CRE die Bilanzsumme verwen-
det werden, sofern dieser Indikator zur Messung der Grösse des Unternehmens geeig-
neter ist. 

Art. 106  Spezialfinanzierungen  

1 Als Spezialfinanzierungen gelten: 

a. Projektfinanzierungen; 

b. Objektfinanzierungen; 

c. Rohstoffhandelsfinanzierungen; 

d. Finanzierung von Renditeliegenschaften; und 

e. HVCRE. 

2 Banken, welche die IRB-Mindestanforderungen an die Schätzung der Ausfallwahr-
scheinlichkeit von HVCRE-Positionen erfüllen, können deren Risiko nach dem ein-
fachen IRB (foundation IRB, F-IRB) und unter Beachtung der Voraussetzungen nach 
Ziffer 31.11 CRE in der Fassung nach Anhang 1 ERV gewichten. 

3 Banken, welche zudem die IRB-Mindestanforderungen an die Schätzung der Ver-
lustquote und der Positionshöhe von HVCRE-Positionen erfüllen, können deren Ri-
siko nach dem fortgeschrittenen IRB (Advanced IRB, A-IRB) und unter Beachtung 
der Voraussetzungen nach Ziffer 31.11 CRE gewichten. 
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4 Unter den Voraussetzungen nach Ziffer 33.4 CRE können für Spezialfinanzierungen 
nach Absatz 1 Buchstaben a–d die reduzierten Risikogewichte für unerwartete Ver-
luste angewendet werden. 

5 Für Positionen von ausländischen HVCRE können die reduzierten UL-
Risikogewichte nur angewendet werden, wenn eine ausländische Aufsichtsbehörde in 
ihrem Zuständigkeitsbereich: 

a. eine HVCRE-Klassifikation nach Ziffer 30.16 CRE vorgegeben hat; und 

b. die Anwendung reduzierter Risikogewichte nach Ziffer 33.7 CRE zugelassen 
hat. 

Art. 107  Instrumente mit Beteiligungscharkter  

1 Instrumente mit Beteiligungscharakter nach Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe dbis und 
Absatz 2 ERV werden nach dem SA-BIZ risikogewichtet, unter Vorbehalt von Absatz 
2 sowie von Ziffer 90.2 CRE in der Fassung nach Anhang 1 ERV.  

2 Anteile an kollektiv verwalteten Vermögen werden nach den Ziffern 60.18–60.20 
CRE risikogewichtet. 

Art. 108  Angekaufte Forderungen 

1 Die Mindesteigenmittel für das Risiko eines Pools angekaufter Forderungen, der 
Einzelpositionen enthält, die die Konzentrationslimite nach Ziffer 30.30 vierter Punkt 
CRE in der Fassung nach Anhang 1 ERV überschreiten, sind nach dem Bottom-up-
Ansatz nach Ziffer 34.4 CRE zu berechnen. 

2 Die Konzentrationslimite im Sinne von Ziffer 30.30 vierter Punkt CRE liegt bei 
150 000 Franken. 

3 Die FINMA kann nach Ziffer 34.4 CRE einer Bank auf Antrag erlauben, die Min-
desteigenmittel für das Ausfallrisiko von angekauften Unternehmensforderungen, bei 
denen die Konzentrationslimite nach Absatz 2 nicht überschritten ist, nach dem Top-
down-Ansatz zu berechnen.  

4 Für die Berechnung der Mindesteigenmittel für das Verwässerungsrisiko kann unter 
den Voraussetzungen nach Ziffer 34.8 zweiter Punkt Buchstabe c CRE statt der ef-
fektiven Laufzeit der angekauften Forderung eine Laufzeit M von einem Jahr ange-
wendet werden. 

5 Die nach Ziffer 34.12 CRE für die Berechnung der Mindesteigenmittel für das Ver-
wässerungsrisiko nach dem F-IRB anerkannten Sicherungsgeberinnen und Siche-
rungsgeber richten sich nach Artikel 112.   
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4. Abschnitt: Nachrangige Positionen und Risikominderung 

Art. 109  Nachrangige Positionen  

Als nachrangig im Sinne von Ziffer 32.7 CRE in der Fassung nach Anhang 1 ERV 
gelten alle Positionen, für die aus einer unwiderruflichen schriftlichen Erklärung her-
vorgeht, dass sie: 

a. im Falle der Liquidation, des Konkurses oder Nachlassvertrages den Forde-
rungen aller übrigen Gläubigerinnen und Gläubiger im Rang nachgehen; und 

b. weder mit Forderungen der Schuldnerin oder des Schuldners verrechnet noch 
aus ihren oder seinen Vermögenswerten sichergestellt werden. 

Art. 110  Sicherheitabschläge auf Repo- und repoähnliche Geschäfte  

Für die Risikogewichtung von Repo- und repoähnlichen Geschäften gelten sinnge-
mäss die Regeln für Sicherheitabschläge zur Bestimmung des anrechenbaren Werts 
der finanziellen Sicherheiten nach dem umfassenden Ansatz.. 

Art. 111  Physische Sicherheiten nach dem einfachen IRB (F-IRB)  

1 Folgende physischen Sicherheiten sind unter den Voraussetzungen nach den Ziffern 
32.8, 36.129-36.132 CRE in der Fassung nach Anhang 1 ERV unter dem F-IRB an-
erkannt: 

a. Mehrfamilienwohnliegenschaften im Inland, auch wenn es sich um eine Ren-
diteliegenschaft handelt und als solche finanziert ist; 

b. Mehrfamilienwohnliegenschaften im Ausland, falls die dort anwendbare Re-
gulierung diese als Sicherheiten anerkennt. 

2 Gewerbliche Renditeliegenschaften sind nicht als physische Sicherheiten anerkannt. 

3 Die FINMA kann die Anerkennung anderer Arten von physischen Sicherheiten nach 
Ziffer 36.143–36.145 CRE bewilligen. Die Bank muss diesfalls regelmässig überprü-
fen, ob die Anerkennungsvoraussetzungen weiterhin erfüllt sind. 

Art. 112  Anerkannte Sicherungsgeberinnen und Sicherungsgeber bei 
Garantien und Kreditderivaten unter dem F-IRB  

Als Sicherungsgeberinnen und Sicherungsgeber unter dem F-IRB sind unter den Vo-
raussetzungen nach Ziffer 32.23 CRE in der Fassung nach Anhang 1 ERV anerkannt: 

a. die Sicherungsgeberinnen und Sicherungsgeber nach Artikel 45 Absatz 1; 

b. Sicherungsgeberinnen und Sicherungsgeber, für welche die Bank über ein in-
ternes Rating verfügt.  
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5. Abschnitt: Laufzeitanpassungen der Risikogewichte 

Art. 113  Allgemein  

1 Banken, die den F-IRB anwenden, müssen die Laufzeitanpassung der Risikoge-
wichte nach den Regeln des A-IRB vornehmen. 

2 Positionen gegenüber Unternehmen nach Artikel 99 unterliegen ausnahmslos der 
Laufzeitanpassung der Risikogewichte. 

3 Für Positionen ohne vereinbarte Laufzeit, die die Bank jederzeit unbedingt kündigen 
kann und die bei Kündigung innerhalb von höchstens zwölf Monaten zu begleichen 
sind, ist bei der Berechnung der Laufzeitanpassungen nach Ziffer 31.6 CRE in der 
Fassung nach Anhang 1 ERV die effektive Laufzeit (Maturity, M) von einem Jahr zu 
verwenden. Für andere Positionen ohne vereinbarte Laufzeit und Positionen, für die 
die effektive Laufzeit nicht in den Ziffern 32.44 bis 32.54 CRE definiert wird, gilt 
eine effektive Laufzeit M von 2,5 Jahren. 

4 Ist die Bank nicht oder nur mit unverhältnismässigem Aufwand in der Lage, die 
effektive Laufzeit M nach Ziffer 32.47 CRE zu berechnen, so kann stattdessen die 
vertraglich vereinbarte Restlaufzeit der Position verwendet werden. 

Art. 114  Für kurzfristige Positionen  

Die Untergrenze von einem Jahr für die effektive Laufzeit M nach Ziffer 32.46 CRE 
in der Fassung nach Anhang 1 ERV findet für folgende Positionen keine Anwendung: 

a. Transaktionen nach den Ziffern 32.51 und 32.52 CRE; 

b. Positionen aus Kapitalmarkttransaktionen in der Form von Repo- und 
repoähnlichen Transaktionen, Margin Lending oder Derivaten, sofern: 

1. die Transaktionen auf besicherter Basis erfolgen, 

2. diese Positionen täglich zu Marktkursen bewertet werden, 

3. bei allfälliger Über- oder Unterdeckung gegenüber der ursprünglich ver-
einbarten Sicherstellung eine Bereinigung durch tägliche Margenaus-
gleichszahlungen oder Veränderungen der Hinterlagen erfolgt, und 

4. die Transaktionen bei Nichterfüllung der Nachschusspflicht im Rahmen 
des bei Optionen- und Futures-Börsen üblichen Zeitraums durch Verwer-
tung der Sicherheiten beendet werden; 

c. Positionen gegenüber Banken aus Währungstransaktionen, sofern damit ver-
bundene Abwicklungsrisiken durch ein geeignetes System ausgeschaltet sind; 

d. Positionen aus elektronischen Überweisungen.  
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6. Abschnitt:  
Wertberichtigungen, erwarteter Verlust und Risikoquantifizierung 

Art. 115  Erwarteter Verlust und Wertberichtigungen 

1 Die Risikogewichte für den erwarteten Verlust von Spezialfinanzierungen ohne 
HVCRE-Positionen können nach Massgabe von Ziffer 33.10 CRE in der Fassung 
nach Anhang 1 ERV reduziert werden. 

2 Die FINMA kann einer Bank, die sowohl den SA-BIZ als auch den IRB anwendet, 
gestatten, Pauschalwertberichtigungen auf der Basis eines bankeigenen Verfahrens 
den entsprechenden Positionen zuzuordnen (Ziffer 35.7 CRE). Dieses Verfahren muss 
zu einer angemessenen Zuordnung führen und darf nicht primär darauf ausgerichtet 
sein, die anrechenbaren Eigenmittel zu maximieren. 

3 Bewertungsanpassungen von Derivaten, welche nach Artikel 56 Absatz 1 ERV vom 
Kreditäquivalent des entsprechenden Derivats abgezogen werden, gelten nicht als 
Wertberichtigungen im Sinne von Ziffer 35 CRE. 

Art. 116  Mindestanforderungen an die Risikoquantifizierung  

1 Unabhängig von der Art der Schuldnerin oder des Schuldners sind für die Frist des 
Zahlungsverzugs nach Ziffer 36.68 CRE in der Fassung nach Anhang 1 ERV stets 90 
Tage anzusetzen. 

2 Für das Lombardkreditgeschäft kann die Bank in Abweichung von Ziffer 36.68 CRE 
Lombardkredite als ausgefallen qualifizieren, wenn: 

a. der erzielbare Marktwert der vorhandenen Sicherheiten unter die Höhe des 
Lombardkredits gefallen ist; 

b. die Position dadurch in Unterdeckung geraten ist; und 

c. unbekannt oder unwahrscheinlich ist, dass die Gegenpartei ihren Verpflich-
tungen nachkommen kann, oder vereinbarte Massnahmen zur Beseitigung der 
Unterdeckung fehlgeschlagen sind. 

3 Mit Zustimmung der FINMA können die für eine ausgefallene Position gebildeten 
Einzelwertberichtigungen und Teilausbuchungen als beste Schätzung für den erwar-
teten Verlust dieser Position im Sinne von Ziffer 36.86 CRE verwendet werden.  
9. Kapitel:  
Gewichtung von Positionen innerhalb der Positionsklasse für Anteile an 
verwalteten kollektiven Vermögen 

1. Abschnitt: Verwaltete kollektive Vermögen und Ansätze 
(Art. 59a ERV) 

Art. 117  Verwaltete kollektive Vermögen  

Anteile an verwalteten kollektiven Vermögen (VKV), unabhängig von Domizil und 
Rechtsform, sind insbesondere Anteile an: 
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a. kollektiven Kapitalanlagen; 

b. Investmentgesellschaften ohne die Einschränkung nach Artikel 2 Abatz 3 des 
Kollektivanlagengesetzes vom 23. Juni 20069 (KAG); 

c. internen Sondervermögen nach Artikel 71 des Finanzdienstleistungsgesetzes 
vom 15. Juni 201810; 

d. Stiftungen, die nach ausländischem Recht errichtet wurden und die Verwal-
tung von kollektiven Vermögen bezwecken; 

e. Investmentclubs nach Artikel 2 Absatz 2 Buchstabe f KAG. 

Art. 118  Ansätze  

1 Die Risikogewichtung für VKV-Anteile ist unter Berücksichtigung aller Positionen 
des VKV nach einem der folgenden Ansätze zu bestimmen: 

a. dem Look-Through-Ansatz (LTA), wenn die Voraussetzungen nach Artikel 
121 erfüllt sind; 

b. dem mandatsbasierten Ansatz (MBA), wenn die Voraussetzungen: 

1. nach Artikel 128 erfüllt sind, und 

2. nach Artikel 121 nicht erfüllt sind; 

c. dem Fallback-Ansatz (FBA), wenn die Prüfung der Voraussetzungen des 
LTA oder MBA zu unverhältnismässigen Aufwand führt; 

d. dem vereinfachten Ansatz, wenn es sich handelt um: 

1. Banken der Kategorie 3 nach Anhang 3 BankV11, wenn der Buchwert 
der VKV-Anteile weniger als 1 Prozent des ohne Berücksichtigung der 
VKV-Anteile berechneten Totals aller übrigen nach Risiko gewichteten 
Positionen beträgt, 

2. Banken der Kategorien 4 und 5 nach Anhang 3 BankV. 

2 Erfüllen nur Teile der einem VKV zugrunde liegenden Positionen die Voraussetzun-
gen zur Anwendung des LTA oder des MBA, so dürfen diese Ansätze nur auf diese 
Positionen angewendet werden. Auf die übrigen Positionen ist der FBA oder der ver-
einfachte Ansatz anzuwenden, nach den Voraussetzungen nach Absatz 1. 

Art. 119  Pro-Rata-Zuteilung und maximales Risikogewicht  

1 Die nach Risiko gewichteten Positionen des von der Bank gehaltenen VKV-Anteils 
entsprechen dem VKV-Anteil in Prozent, multipliziert mit den gesamten nach Risiko 
gewichteten Positionen des VKV. 

2 Das Risikogewicht für einen VKV-Anteil beträgt höchstens 1250 Prozent.  
  

9  SR 951.31 
10  SR 950.1 
11  SR 952.02 
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2. Abschnitt: Look-Through-Ansatz 

Art. 120  Risikogewichtung  

1 Die den VKV-Anteilen zugrunde liegenden Positionen sind im LTA nach Risiko so 
zu gewichten, wie wenn sie direkt von der Bank gehalten würden. 

2 Die Mindesteigenmittel für das CVA-Risiko dieser Positionen entsprechen dem 1,5-
fachen der Mindesteigenmittel für das Gegenpartei-Kreditrisiko dieser Positionen. 

3 Für Positionen, für welche die CVA-Eigenmittelanforderung nicht gilt, muss der 
Faktor 1,5 nicht angewendet werden. Dies betrifft insbesondere Positionen gegenüber 
zentralen Gegenparteien und Wertpapierfinanzierungsgeschäfte, ausser bei Wertpa-
pierfinanzierungsgeschäften, die nach Ziffer 50.5 Absatz 2 des Basler Mindeststan-
dards zur Berechnung der nach Risiko gewichteten Positionen für Marktrisiken 
(MAR) in der Fassung nach Anhang 1 ERV mit Eigenmitteln für CVA-Risiken un-
terlegt werden müssen.  

Art. 121  Voraussetzungen 

1 Für die Anwendung des LTA müssen folgende Voraussetzungen erfüllt sein: 

a. die Bank verfügt über die Finanzberichterstattung des VKV oder gleichwer-
tige Informationen, welche mindestens so häufig erstellt werden wie die Fi-
nanzberichterstattung der Bank, um die nach Risiko gewichteten Positionen 
des VKV berechnen zu können. 

b. Informationen nach Buchstabe a über das VKV werden von einem unabhän-
gigen Dritten, demVerwahrer, der Depotbank oder der Fondsleitung mindes-
tens alle zwei Jahre überprüft. 

2 Die Voraussetzung nach Absatz 1 Buchstabe a gilt als erfüllt, wenn die Bank die 
nach Risiko gewichteten Positionen folgender VKV-Anteile selber und anhand aktu-
ellster Daten berechnet: 

a. VKV-Anteile, die sie selbst als Depotbank hält; oder 

b. VKV-Anteile, die von einer Fondsleitung herausgegeben wurden, die zur glei-
chen Finanzgruppe gehört wie die Bank. 

3 Für die Überprüfung nach Absatz 1 Buchstabe b ist der letzte verfügbare Bericht 
über das VKV im Zeitpunkt der Eigenmittelberechnung zu verwenden. Es ist weder 
eine Rechnungsprüfung noch eine aufsichtsrechtliche Prüfung der Berichte über das 
VKV erforderlich. 

4 Verfügt die Bank nicht über die notwendigen Informationen zur Bestimmung der 
Risikogewichte nach dem LTA, so kann sie die Risikogewichte für ihre VKV-Anteile 
durch einen Dritten bestimmen lassen. Sie muss die vom Dritten bestimmten Risiko-
gewichte um 20 Prozent erhöhen.  
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3. Abschnitt: Mandatsbasierter Ansatz 

Art. 122  Risikogewichtung des VKV  

Die nach Risiko gewichteten Positionen des VKV entsprechen im MBA der Summe 
der drei folgenden Grössen: 

a. der nach Risiko gewichteten Bilanzpositionen des VKV selbst; 

b. der nach Risiko gewichteten Positionen für Ausserbilanzgeschäfte und Deri-
vate des VKV, ausgenommen diejenigen nach Buchstabe c; und 

c. den nach Risiko gewichteten Kreditäquivalenten für Gegenpartei-Kreditrisi-
ken aus Derivatpositionen des VKV. 

Art. 123  Risikogewichtung der Bilanzpositionen des VKV  

1 Für die Risikogewichtung der Bilanzpositionen des VKV ist davon auszugehen, dass 
im grösstmöglichen Umfang in die Vermögenswerte investiert wird, die unter allen 
gemäss Mandat oder Regulierung erlaubten Anlagen die höchsten nach Risiko ge-
wichteten Positionen erzeugen. 

2 Wenn dabei einer hypothetischen Position mehr als nur ein Risikogewicht zugeord-
net werden kann, so ist das höchste anwendbare Risikogewicht zu verwenden. 

Art. 124  Risikogewichtung der Positionen für Ausserbilanzgeschäfte und für 
Derivate  

1 Die Berechnung der nach Risiko gewichteten Positionen für Ausserbilanzgeschäfte 
und für Derivate richtet sich sinngemäss nach Artikel 123. 

2 Als Positionen sind die Nominalwerte der Ausserbilanzgeschäfte und der den Deri-
vaten zugrunde liegenden Basisinstrumente zu verwenden. 

3 Ist das Basisinstrument des Derivats unbekannt, so ist der maximale Nominalwert 
der Derivatposition zu verwenden. Ist dieser unbekannt, ist er konservativ durch den 
unter dem Mandat maximal zulässigen Nominalwert von Derivaten zu schätzen. 

Art. 125  Berechnung der Kreditäquivalente für Gegenpartei-Kreditrisiken aus 
Derivatpositionen 

1 Die Kreditäquivalente für Gegenpartei-Kreditrisiken aus Derivatpositionen werden 
nach dem Standardansatz nach Artikel 56 Absatz 2 Buchstabe a ERV berechnet, unter 
Berücksichtigung folgender Anpassungen: 

a. Sind die aufsichtsrechtlichen Wiederbeschaffungskosten für die Berechnung 
des Standardansatzes nicht bekannt, so wird stattdessen die Summe der 
Brutto-Nominalwerte der Derivate im Netting-Set verwendet. Der Multiplika-
tor nach Artikel 7 beträgt 1. 

b. Ist die Berechnung des potenziellen Wertanstiegs nach dem Standardansatz 
nicht möglich, so beträgt er 15 Prozent der Summe der Brutto-Nominalbeträge 
der Derivate im Netting-Set. 
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c. Die Kreditäquivalente von Derivatpositionen des VKV, die der CVA-
Eigenmittelanforderung nach Artikel 77g ERV unterlägen, wenn sie von der 
Bank selbst gehalten würden, sind mit einem zusätzlichen Faktor von 1,5 zu 
multiplizieren. 

2 Wendet die Bank nicht den Standardansatz an, so werden die Kreditäquivalente für 
Gegenpartei-Kreditrisiken aus Derivatpositionen nach einem der vereinfachten An-
sätze nach Artikel 58 ERV berechnet. Absatz 1 gilt sinngemäss. 

3 Bei VKV können Derivate bei der Berechnung der nach Risiko gewichteten Positi-
onen ausgenommen werden, wenn: 

a. die Derivate nur für Hedgingzwecke verwendet werden dürfen; 

b. diese Derivate unwesentlich sind; und 

c. der Absicherungseffekt nicht berücksichtigt wird. 

Art. 126  Voraussetzungen 

Die Bank kann den MBA nur anwenden, wenn sie über Informationen über die Ver-
waltung des kollektiven Vermögens verfügt, sei es aus dem massgebenden Vertrag, 
aus nationaler Regulierung oder aus sonstigen Offenlegungsberichten des VKV.  
4. Abschnitt: Fallback-Ansatz  

Art. 127   

Das Risikogewicht für einen VKV-Anteil nach dem FBA beträgt 1250 Prozent.  
5. Abschnitt: Vereinfachter Ansatz 

Art. 128   

1 Für die Anwendung des vereinfachten Ansatzes müssen folgende Voraussetzungen 
erfüllt sein: 

a. Das VKV weist einen Risikoindikator nach Anhang 9 Ziffer 4.2 der Verord-
nung vom 6. November 2019 über die Finanzdienstleistungen12 auf. 

b. Das VKV hält direkt oder indirekt höchstens unwesentliche Positionen in 
hochriskanten Verbriefungen. 

2 Das Risikogewicht des VKV-Anteils beträgt: 

a. 300 Prozent, falls das VKV: 

1. direkt oder indirekt investiert in Instrumente mit Beteiligungscharakter 
nach Anhang 4 Ziffer 1.4 ERV von Unternehmen oder Schuldverschrei-
bungen von Unternehmen oder der öffentlichen Hand, und 

  

12  SR 950.11 
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2. höchstens unwesentliche andere Positionen als nach Ziffer 1 hält. 

b. 500 Prozent bei allen übrigen Investitionen des VKV.  
6. Abschnitt: Von VKV gehaltene Anteile an anderen VKV 

Art. 129   

1 Die Bestimmung der nach Risiko gewichteten Positionen eines von der Bank gehal-
tenen Anteils an einem VKV, das einen Anteil an einem zweiten VKV hält, richtet 
sich nach Artikel 118. 

2 Die nach Risiko gewichteten Positionen für einen vom zweiten VKV nach Absatz 1 
gehaltenen Anteil an einem dritten VKV dürfen nur dann nach dem LTA bestimmt 
werden, wenn der LTA auch zur Bestimmung der nach Risiko gewichteten Positionen 
für den zweiten VKV angewendet wurde. Ansonsten ist der FBA anzuwenden.  

3 Die Regelung nach Absatz 2 gilt analog für weitere VKV. 

4 Banken, die den vereinfachten Ansatz nach Artikel 128 anwenden, dürfen in Abwei-
chung zu Absatz 2 bei Private-Equity-Fonds, die direkt in sehr viele weitere Private-
Equity-Fonds investieren, den MBA anwenden, ohne dass vorgängig auf den Anteil 
am investierenden Private-Equity-Fonds der LTA angewendet werden muss, wenn: 

a. der Fonds nebst Aktienpositionen keine zusätzlichen Positionen etwa in Form 
von Derivaten hat; und 

b. die für die Anwendung des MBA erforderlichen Informationen zumindest alle 
zwei Jahre von Grund auf neu erhoben werden; zwischenzeitlich kann quar-
talsweise auf die Veränderungen in den Investitionen des Fonds abgestellt 
werden. 

5 Wird nach Absatz 4 der MBA auf Private-Equity-Fonds angewendet, so sind die 
gesamten nach Risiko gewichteten Positionen des Fonds die Summe der nach Risiko 
gewichteten Positionen der einzelnen Investments und die nach Risiko gewichteten 
Positionen eines Fondsanteils entsprechen dem Fondsanteil in Prozent, multipliziert 
mit den gesamten nach Risiko gewichteten Positionen des Fonds.  
10. Kapitel: Verbriefungspositionen  
(Art. 59b ERV) 

Art. 130  Anwendbarkeit des Basler Mindeststandards  

Für die Berechnung der Mindesteigenmittel für Verbriefungen gelten die Ziffern 40–
45 CRE, unter Beachtung der zugehörigen Säule-2-Anforderungen nach den Ziffern 
32.38–32.59 SRP in der jeweiligen Fassung nach Anhang 1 ERV, soweit diese Ver-
ordnung nichts anderes bestimmt. 
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Art. 131  Risikogewichtung 

1 Eine Bank, die die operativen Anforderungen nach den Ziffern 42.8–42.10 CRE in 
der Fassung nach Anhang 1 ERV erfüllt, kann den auf externen Ratings basierenden 
Ansatz für Verbriefungen (Securitisation External Ratings-based Approach; SEC-
ERBA) anwenden, wenn sie: 

a. über angemessene Ressourcen zur Sicherstellung der Durchführung von Ver-
briefungstransaktionen verfügt; und 

b. externe Ratings für Verbriefungen nicht mechanisch verwendet. 

2 Die spezielle Behandlung von Kreditumrechnungsfaktoren im Zusammenhang mit 
Barvorschüssen des Forderungsverwalters nach Ziffer 40.20 zweiter Punkt CRE ist 
nicht zulässig. 

Art. 132  Konsultation von Prüfgesellschaft und FINMA  

1 Sehen die Basler Mindeststandards die Konsultation der Aufsichtsbehörde vor, so 
beauftragt die Bank ihre Prüfgesellschaft mit einer Prüfung. In den folgenden Fällen 
muss sie auch die FINMA informieren: 

a. Es handelt sich um eine neuartige Verbriefungstransaktion. 

b. Es ist nicht offensichtlich, dass es sich um eine Verbriefungstransaktion han-
delt. 

c. Die Bank verwendet für Kreditrisiken und Verwässerungsrisiken separate 
Wasserfallprinzipien zur Verlustverteilung nach Ziffer 44.13 CRE in der Fas-
sung nach Anhang 1 ERV. 

2 Die Anwendung des internen Beurteilungsansatzes für Verbriefungen (Securitisa-
tion Internal Assessment Approach; SEC-IAA) nach Artikel 59b Absatz 2 Buchtabe 
d ERV und den Ziffern 40.44 und 43 CRE erfordert die vorgängige Bewilligung der 
FINMA. Absatz 1 ist nicht anwendbar. 

3 Erhält die Prüfgesellschaft Kenntnis von möglichen Mängeln in bankinternen Pro-
zessen nach den Ziffern 44.8 oder 43.4 CRE, so informiert sie umgehend die FINMA. 

Art. 133  Behandlung erneut tranchierter Verbriefungen  

In Präzisierung der Ausführungen nach Ziffer 40.5 CRE in der Fassung nach Anhang 
1 ERV müssen Positionen, die durch erneutes Tranchieren einer einzelnen Verbrie-
fung erzeugt werden, nicht als Wiederverbriefung behandelt werden, wenn die fol-
genden Voraussetzungen erfüllt sind: 

a. Das erneute Tranchieren führt nicht zu einer geringeren Transparenz hinsicht-
lich des Pools an Aktiven, die als Sicherheiten für die einzelne Verbriefung 
fungieren. 

b. Es gibt keine zusätzlichen Korrelationsrisiken zu den bereits in diesem Pool 
an Aktiven vorhandenen. 

c. Es gibt wie im Fall von Cash-Flow-Umleitungsschemata oder ähnlichen Me-
chanismen keine erhöhte Hebelwirkung in den neu erzeugten Tranchen. 
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11. Kapitel:  
Positionen gegenüber zentralen Gegenparteien, Clearing-Mitgliedern 
und Clearing-Kunden im Zusammenhang mit Derivaten, Geschäfte mit 
langer Abwicklungsdauer und Wertpapierfinanzierungsgeschäften 

1. Abschnitt: Begriffe 

Art. 134  Transaktionen einer zentralen Gegenpartei mit einer anderen 
zentralen Gegenpartei 

Wickelt eine zentrale Gegenpartei Transaktionen mit einer anderen zentralen Gegen-
partei ab, so gilt diese zweite zentrale Gegenpartei als Clearing-Mitglied der ersten 
zentralen Gegenpartei. Die FINMA entscheidet, ob die Sicherheiten der zweiten zent-
ralen Gegenpartei als Anfangsmarge oder als Beitrag an den Ausfallfonds behandelt 
werden. 

Art. 135  Mehrstufige Kundenbeziehung  

1 Eine mehrstufige Kundenbeziehung liegt vor, wenn eine Gegenpartei Transaktionen 
mit einer zentralen Gegenpartei abwickelt, indem sie Clearing-Dienstleistungen eines 
Instituts in Anspruch nimmt, das selber kein direktes Clearing-Mitglied, sondern sei-
nerseits Clearing-Kunde eines Clearing-Mitglieds oder eines anderen Clearing-Kun-
den ist. 

2 In einer solchen mehrstufigen Kundenbeziehung gilt das Institut, das der anderen 
Partei die Clearing-Dienstleistung anbietet, als Anbieter und die Partei, welche die 
Clearing-Dienstleistung in Anspruch nimmt, als Clearing-Kunde des Anbieters. 

Art. 136  Anfangsmarge 

1 Als Anfangsmarge gelten die Vermögenswerte, die das Clearing-Mitglied oder der 
Clearing-Kunde der zentralen Gegenpartei als Sicherheiten stellt zur Deckung allfäl-
liger, durch künftige Wertveränderungen der Transaktionen entstehender Forderun-
gen der zentralen Gegenpartei gegenüber dem Clearing-Mitglied. 

2 Die Anfangsmarge schliesst auch allfällige vom Clearing-Mitglied oder vom Clea-
ring-Kunden gestellte Sicherheiten ein, welche die von der zentralen Gegenpartei ver-
langte Mindestmenge übersteigen, wenn die zentrale Gegenpartei oder das Clearing-
Mitglied in geeigneten Fällen verhindern kann, dass das Clearing-Mitglied oder der 
Clearing-Kunde diese Sicherheiten wieder abzieht. 

3 Verwendet eine zentrale Gegenpartei die Anfangsmarge, um Verluste durch Ausfall 
eines Clearing-Mitglieds auf die anderen Clearing-Mitglieder umzulegen, so wird 
diese als Beitrag an den Ausfallfonds nach Artikel 138 und nicht als Anfangsmarge 
behandelt. 

Art. 137  Nachschussmarge 

Die Nachschussmarge bezeichnet Vermögenswerte, die das Clearing-Mitglied oder 
der Clearing-Kunde der zentralen Gegenpartei auf täglicher oder untertäglicher Basis 
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als Sicherheiten stellt und auf Wertänderungen der Transaktionen des Clearing-Mit-
glieds oder des Clearing-Kunden beruhen. 

Art. 138  Ausfallfonds  

Als Ausfallfonds gilt die Summe der Beiträge, die die Clearing-Mitglieder im Zusam-
menhang mit Verlustbeteiligungsvereinbarungen mit einer zentralen Gegenpartei vor-
finanzieren oder zusagen. 

Art. 139  Glattstellungstransaktion  

Als Glattstellungstransaktion gilt die Seite der Transaktion zwischen Clearing-Mit-
glied und zentraler Gegenpartei.  
2. Abschnitt:  
Operationelle Anforderungen im Falle von Positionen gegenüber einer 
zentralen Gegenpartei 

Art. 140   

1 Hält eine Bank Positionen gegenüber einer zentralen Gegenpartei, so muss sie diese 
Positionen überwachen und ihr höheres Management sowie die relevanten Aus-
schüsse auf Stufe Geschäftsleitung und Verwaltungsrat regelmässig informieren, ins-
besondere über: 

a. Positionen aus Handelsgeschäften gegenüber den einzelnen zentralen Gegen-
parteien; 

b. allfällige Clearing-Mitglieder-Verpflichtungen, insbesondere Beiträge und 
Nachschusspflichten an den Ausfallfonds. 

2 Ist die Bank Clearing-Mitglied, so hat sie überdies ihre Eigenmittelausstattung mit-
tels entsprechender Szenarioanalysen und Stresstests zu beurteilen. Darin miteinzu-
beziehen sind auch allfällige zukünftige Forderungen und Eventualverpflichtungen, 
insbesondere im Zusammenhang mit dem Ausfallfonds oder infolge Verzugs oder 
Zahlungsunfängigkeit eines anderen Clearings-Mitglieds, soweit die Bank für dessen 
Kunden Glattstellungstransaktionen zu übernehmen oder zu ersetzen hat.  
3. Abschnitt:  
Mindesteigenmittel im Falle von Positionen eines Clearing-Mitglieds 
gegenüber einer qualifizierten zentralen Gegenpartei 
(Art. 77d ERV) 

Art. 141  Verlust des Status als qualifizierte zentrale Gegenpartei 

Erfüllt eine qualifizierte zentrale Gegenpartei die Anforderungen nach Artikel 77a 
Abs. 2 ERV nicht mehr, so können die Mindesteigenmittel für Positionen aus Han-
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delsgeschäften mit dieser zentralen Gegenpartei noch während längstens drei Mona-
ten nach den Regeln für qualifizierte zentrale Gegenparteien bestimmt werden. Die 
FINMA kann diese Frist verkürzen (Ziffer 54.6 CRE in der Fassung nach Anhang 1 
ERV). 

Art. 142  Berechnung der Positionen aus Handelsgeschäften  

1 Die Positionen aus Handelsgeschäften gegenüber einer qualifizierten zentralen Ge-
genpartei nach Artikel 77a Absatz 2 ERV sind zu berechnen: 

a. nach dem Standardansatz nach dem 2. Kapitel; 

b. nach dem EPE-Modellansatz nach Artikel 38; oder 

c. nach den Regeln für besicherte Geschäfte und risikomindernde Massnahmen 
nach den Artikeln 40–77 und 80. 

2 Bei der Berechnung nach Absatz 1 gilt die Mindesthaltedauer nach Artikel 74 Ab-
satz 1 Buchstabe c Ziffer 2 nur in folgenden Fällen: 

a. Das Netting-Set enthält illiquide Sicherheiten oder nicht ohne Weiteres ersetz-
bare Derivate nach Artikel 74 Absatz 1 Buchstabe c Ziffer 3; 

b. Es gibt Streitigkeiten über die Höhe des Nachschusses. 

3 Die Mindesthaltedauer für eine Derivatposition gegenüber einer qualifizierten zent-
ralen Gegenpartei beträgt jedoch mindestens zehn Handelstage. 

4 Stellt die qualifizierte zentrale Gegenpartei keine Nachschussmarge oder behält die 
qualifizierte zentrale Gegenpartei einmal eingezogene Nachschussmargen ungeachtet 
der Wertänderungen der Transaktionen zurück, ohne dass die Sicherheiten vor einer 
Insolvenz der qualifizierten zentralen Gegenpartei geschützt sind, so entspricht die 
Mindesthaltedauer für diese Positionen der Restlaufzeit der Transaktion, höchstens 
aber einem Jahr und mindestens zehn Handelstagen. Die Position ist aus Sicht des 
Clearing-Mitglieds oder des Kunden als Derivatgeschäft ohne Margenvereinbarung 
zu behandeln. 

Art. 143  Risikogewichtung für Positionen aus Handelsgeschäften 

1 Ein Risikogewicht von 2 Prozent ist anzuwenden auf Positionen aus Handelsge-
schäften gegenüber der qualifizierten zentralen Gegenpartei, wenn das Clearing-Mit-
glied: 

a. sie für seine eigenen Zwecke hält; oder  

b. einem Kunden Clearing-Dienstleistungen anbietet und verpflichtet ist, dem 
Clearing-Kunden alle Verluste zu erstatten, die aufgrund von Wertverände-
rung der Transaktionen bei Ausfall der qualifizierten zentralen Gegenpartei 
entstehen. 

2 Im Fall von Absatz 1 Buchstabe b sind von der Bank an die qualifizierte zentrale 
Gegenpartei gestellte Sicherheiten nach den Artikeln 150 und 151 zu gewichten. 
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Art. 144  Verrechnung 

1 Die Wiederbeschaffungswerte sämtlicher für die Berechnung der Positionswerte re-
levanten Positionen gegenüber einer qualifizierten zentralen Gegenpartei können pro 
Netting-Set zu einem Netto-Wiederbeschaffungswert verrechnet werden, wenn: 

a. die Abwicklung bei Ausfall einer Gegenpartei, insbesondere bei Zahlungsver-
zug, Insolvenz oder Konkurs, rechtlich auf Nettobasis durchsetzbar ist; und 

b. die anwendbaren Aufrechnungsvereinbarungen folgende Anforderungen er-
füllen: 

1. nach Artikel 76 im Fall von Repo und repoähnlichen Geschäften, 

2. nach Artikel 24 im Fall von Derivaten, 

3. nach den Ziffern 53.61–53.71 CRE in der Fassung nach Anhang 1 ERV 
bei Anwendung des EPE-Modellansatzes und Cross-Product Netting. 

2 Die Aufrechnungsvereinbarungen nach Absatz 1 Buchstabe b müssen rechtlich 
durchsetzbare Ansprüche auf Verrechnung der Forderungen und Verpflichtungen al-
ler Kontrakte aus dem Netting-Set stipulieren. Ist dies nicht der Fall, so ist für die 
Berechnung der Forderungbeträge jede einzelne Transaktion als eigenes Netting-Set 
zu betrachten. 

Art. 145  Segmentierte Beiträge an den Ausfallfonds  

Sind die Beiträge an den Ausfallfonds nach Produkttypen segregiert, so kommen die 
Bestimmungen nach Ziffer 54.24 CRE in der Fassung nach Anhang 1 ERV zur An-
wendung.  
4. Abschnitt:  
Positionen eines Clearing-Mitglieds gegenüber Clearing-Kunden und 
umgekehrt 

Art. 146  Positionen eines Clearing-Mitglieds gegenüber Clearing-Kunden  

Positionen eines Clearing-Mitglieds gegenüber Clearing-Kunden sind als bilaterale 
Geschäfte zu behandeln, unabhängig davon, ob das Clearing-Mitglied die Zahlungs-
erfüllung garantiert oder als Vermittler zwischen dem Clearing-Kunden und der zent-
ralen Gegenpartei steht. Die Behandlung als bilaterale Geschäfte hat auch die Unter-
legung von CVA-Risiken einzuschliessen. 

Art. 147  Mindesthaltedauer  

1 Bestimmt ein Clearing-Mitglied die Mindesteigenmittel für Positionen, die es ge-
genüber Clearing-Kunden hält, nach dem Standardansatz oder dem EPE-
Modellansatz, so kann es eine Mindesthaltedauer von mindestens fünf Tagen anwen-
den. Die gleiche Mindesthaltedauer gilt auch für die Berechnung der Mindesteigen-
mittel für das CVA-Risiko. 
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2 Erhält ein Clearing-Mitglied von seinem Clearing-Kunden Sicherheiten und gibt es 
diese an die qualifizierte zentrale Gegenpartei weiter, so darf es diese Sicherheiten in 
der Berechnung des Kreditäquivalents gegenüber seinem Clearing-Kunden berück-
sichtigen. Das Gleiche gilt für die Positionen eines Anbieters gegenüber seinem Clea-
ring-Kunden im Fall einer mehrstufige Kundenbeziehung nach Artikel 135. 

Art. 148  Positionen einer Bank, die sie als Clearing-Kunde eines Clearing-
Mitglieds hält 

1 Ist eine Bank Clearing-Kunde eines Clearing-Mitglieds, so gilt die Übertragbarkeit 
des Geschäfts im Falle eines Ausfalls des Clearing-Mitglieds als gewährleistet, wenn 
folgende Voraussetzungen erfüllt sind: 

a. Die durch den Clearing-Kunden gestellten Sicherheiten sind sowohl auf 
Ebene des Clearing-Mitglieds als auch auf Ebene der qualifizierten zentralen 
Gegenpartei von den Positionen und Vermögenswerten des Clearing-Mit-
glieds und seiner anderen Clearing-Kunden getrennt gehalten, so dass die Si-
cherheiten des Clearing-Kunden geschützt sind: 

1. bei Ausfall oder Insolvenz des Clearing-Mitglieds, 

2. bei Ausfall oder Insolvenz der anderen Clearing-Kunden des Clearing-
Mitglieds, 

3. bei Ausfall oder Insolvenz des Clearing-Mitglieds und seiner anderen 
Clearing-Kunden; 

b. Im Falle der Insolvenz des Clearing-Mitglieds besteht, abgesehen von allen-
falls notwendigen Prozessschritten zur Rechtsdurchsetzung, kein rechtliches 
Hindernis für die Übertragung der durch den Clearing-Kunden gestellten Si-
cherheiten auf folgende Parteien: 

1. die zentrale Gegenpartei, 

2. ein oder mehrere zahlungsfähige Clearing-Mitglieder, 

3. den Clearing-Kunden selbst, oder 

4. einen Bevollmächtigten des Clearing-Kunden; 

c. Die Voraussetzungen nach den Buchstaben a und b sind in allen relevanten 
Rechtsordnungen rechtlich gültig, bindend und notfalls auch gerichtlich 
durchsetzbar. Der Clearing-Kunde hat dies regelmässig zu überprüfen.  

d. Die Transaktion kann, gestützt auf die relevanten Gesetze, Verordnungen, 
Vorschriften, vertraglichen und administrativen Regelungen, mit hoher Wahr-
scheinlichkeit weiterhin indirekt durch die oder mit der qualifizierten zentra-
len Gegenpartei abgewickelt werden, und die Positionen und Sicherheiten des 
Clearing-Kunden bei der qualifizierten zentralen Gegenpartei können zum 
Marktwert übertragen werden, es sei denn, der Clearing-Kunde verlangt die 
Glattstellung der Positionen zum Marktwert. 

2 Unter den Voraussetzungen nach Absatz 1 Buchstaben a-d dürfen auch Positionen 
eines Clearing-Kunden gegenüber der qualifizierten zentralen Gegenpartei nach den 
Artikeln 141–144 behandelt werden. Das Gleiche gilt, im Fall einer mehrstufigen 
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Kundenbeziehung, für die Position eines Clearing-Kunden gegenüber dem Anbieter 
der Clearing-Dienstleistung. 

3 Ist ein Clearing-Kunde nicht gegen Verluste geschützt, die bei Ausfall oder Insol-
venz des Clearing-Mitglieds und eines anderen seiner Clearing-Kunden entstehen, 
sind aber sonst alle anderen Voraussetzungen nach Absatz 1 erfüllt, so können die 
Positionen des Clearing-Kunden gegenüber dem Clearing-Mitglied dennoch nach Ar-
tikeln 141–144 behandelt werden, unter Anwendung eines Risikogewichts von 4 Pro-
zent anstelle von 2 Prozent. 

4 Ist die Bank Clearing-Kunde eines Clearing-Mitglieds und sind die Voraussetzun-
gen nach den Absätzen 1 und 3 nicht erfüllt, muss sie ihre Positionen gegenüber dem 
Clearing-Mitglied als bilaterale Geschäfte behandeln und, falls anwendbar, entspre-
chende Mindesteigenmittel zur Unterlegung der CVA-Risiken nach den Artikeln 153 
und 154 halten. 

Art. 149  Transaktionen in börsengehandelten Derivaten mit bilateraler 
Netting-Vereinbarung  

1 Transaktionen in börsengehandelten Derivaten zwischen einem Clearing-Mitglied 
und dessen Clearing-Kunde, die unter einer bilateralen Netting-Vereinbarung erfol-
gen, sind von beiden Parteien als ausserbörsliche Derivattransaktionen zu behandeln. 

2 Absatz 1 gilt sinngemäss für Transaktionen zwischen Anbietern von Clearing-
Dienstleistungen und deren Clearing-Kunden in mehrstufigen Kundenbeziehungen.  
5. Abschnitt:  
Gestellte Sicherheiten im Falle von Positionen gegenüber einer 
qualifizierten zentralen Gegenpartei  

Art. 150  Berechnung der Mindesteigenmittel  

1 Die Bank berechnet die Mindesteigenmittel zur Unterlegung sämtlicher von ihr als 
Sicherheiten gestellter Vermögenswerte so, als ob sie nicht als Sicherheiten gestellt 
worden wären. 

2 Wurden diese Vermögenswerte von einem Clearing-Mitglied oder Clearing-Kunden 
an eine qualifizierte zentrale Gegenpartei oder ein Clearing-Mitglied übertragen und 
werden sie nicht in einer insolvenzsicheren Form gehalten, so muss die Bank, die 
diese Vermögenswerte als Sicherheiten stellt, zusätzliche Mindesteigenmittel halten 
für das Kreditrisiko gegenüber der Gegenpartei, die die Vermögenswerte als Sicher-
heiten hält. 

3 Zur Berechnung der zusätzlichen Mindesteigenmittel nach Absatz 2 sind die Buch-
werte der als Sicherheiten gestellten Vermögenswerte um die Sicherheitabschläge 
nach den Artikeln 72–75 zu erhöhen. Diese Werte sind: 

a. unter dem Standardansatz zu 𝐶𝑁 und 𝑁𝐼𝐶𝐴 nach Anhang 1 Ziffer 3 hinzuzu-
zählen; 
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b. unter dem EPE-Modellansatz nach Artikel 38 entweder in die Simulation zu 
integrieren oder separat mit dem EPE-Faktor (alpha) nach Artikel 59 Absatz 
2 ERV zu multiplizieren. 

Art. 151  Risikogewichtung  

1 Ein Risikogewicht von 2 Prozent gilt für Sicherheiten, die die qualifizierte zentrale 
Gegenpartei hält und die in der Berechnung der Positionen aus Handelsgeschäften 
nach Artikel 142 berücksichtigt sind. Hält die qualifizierte zentrale Gegenpartei die 
Sicherheiten für andere Zwecke, so sind die entsprechenden Risikogewichte anzu-
wenden. 

2 Ein Risikogewicht von null Prozent gilt für Sicherheiten, die: 

a. ein Clearing-Mitglied stellt; 

b. von einem Verwahrer gehalten werden; und  

c. gegenüber der qualifizierten zentralen Gegenpartei insolvenzgesichert sind. 

3 Ein Risikogewicht von null Prozent gilt unter Vorbehalt von Absatz 4 auch für Si-
cherheiten, die: 

a. der Clearing-Kunde stellt; 

b. von einem Verwahrer gehalten werden; und 

c. gegenüber der qualifizierten zentralen Gegenpartei, dem Clearing-Mitglied 
und anderen Clearing-Kunden insolvenzgesichert sind. 

4 Hält die qualifizierte zentrale Gegenpartei die Sicherheiten stellvertretend für den 
Clearing-Kunden und in einer Form, die nicht insolvenzgesichert ist, so gelten fol-
gende Risikogewichte: 

a. 2 Prozent, wenn die Voraussetzungen zur Anwendung von Artikel 148 Absatz 
1 erfüllt sind; 

b. 4 Prozent, wenn die Voraussetzungen in Artikel 148 Absatz 3 erfüllt sind. 

5 Als Verwahrer gelten Personen, die Vermögenswerte verwahren, ohne Inhaber wirt-
schaftlicher Rechte an diesen Vermögenswerte zu sein, insbesondere Treuhänder, 
Vermittler, Pfandgläubiger und gesicherte Gläubiger, sofern im Fall der Zahlungsun-
fähigkeit oder des Konkurses des Verwahrers weder die Forderungen der Gläubiger 
des Verwahrers noch eine Aussetzung der Rückgabe der Vermögenswerte geltend ge-
macht werden können.  
6. Abschnitt: Zusätzliche Eigenmittel 

Art. 152   

Die Bank hat insbesondere in folgenden Fällen zu prüfen, ob zusätzliche Eigenmittel 
nach Artikel 77e ERV für Positionen gegenüber einer zentralen Gegenpartei erforder-
lich sind: 
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a. wenn durch Geschäfte mit einer zentralen Gegenpartei riskantere Positionen 
entstehen können; 

b. wenn unklar ist, ob die zentrale Gegenpartei als qualifizierte zentrale Gegen-
partei gilt oder nicht.  

12. Kapitel:  
Risiko durch Kreditbewertungsanpassungen bei Derivaten und 
Wertpapierfinanzierungsgeschäften (CVA-Risiko) 
(Art. 77g–77j ERV) 

Art. 153 Mindesteigenmittel 

1 Für die folgenden Derivate müssen keine Mindesteigenmittel zur Unterlegung des 
CVA-Risikos gehalten werden: 

a. Derivate, die direkt über eine qualifizierte zentrale Gegenpartei abgewickelt 
werden; 

b. Derivate, bei deren Abwicklung die Voraussetzungen nach Artikel 148 Ab-
sätze 1–3 erfüllt sind. 

2 Unter Vorbehalt der Regeln nach Artikel 154 gelten für die Anwendung des Ba-
sisansatzes zur Unterlegung des CVA-Risikos (BA-CVA) und des fortgeschrittenen 
Ansatzes (F-CVA) die folgenden Vorgaben der Basler Mindeststandards in der Fas-
sung nach Anhang 1 ERV: 

a. Ziffer 50 MAR; 

b. die Ziffern 25.30–25.34 des Basler Mindeststandards zu den risikobasierten 
Kapitalanforderungen (RBC); und 

c. Ziffer 51.12 CRE. 

Art. 154  Verwendung von internen Ratings beim Basisansatz zur Unterlegung 
des CVA-Risikos (BA-CVA) 

1 Bei Anwendung des BA-CVA dürfen auf Positionen gegenüber Gegenparteien ohne 
externes Rating nur dann interne Ratings verwendet werden, wenn: 

a. deren Verwendung im Rahmen des IRB-Ansatzes nach Artikel 50 ERV be-
willigt wurde; 

b. der bewilligte IRB-Ansatz diese Gegenparteien explizit abdeckt. 

2 Sind diese Voraussetzungen nicht erfüllt, so muss die Bank bei Anwendung des BA-
CVA für Gegenparteien ohne externes Rating das Risikogewicht für nicht geratete 
Gegenparteien (not rated) nach Ziffer 50.16 MAR in der Fassung nach Anhang 1 ERV 
anwenden.  
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13. Kapitel: Schlussbestimmungen 

Art. 155  Inkrafttreten  

Diese Verordnung tritt am 1. Juli 2024 in Kraft. 

«$$SmartDocumentDate» Eidgenössische Finanzmarktaufsicht 

Die Präsidentin: Marlene Amstad 
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Anhang 1 
(Art. 3–7, 11, 12, 14, 15, 18, 20–22) 

Standardansatz für die Berechnung der Mindesteigenmittel für 
Derivate 

1 Berechnung des Kreditäquivalents (Exposure at Default, EAD) 

𝐸𝐴𝐷 = 𝑎𝑙𝑝ℎ𝑎 ∙ (𝑅𝐶 + 𝑃𝐹𝐸) 

mit 

𝑎𝑙𝑝ℎ𝑎 = 1.4 

𝑅𝐶 als den aufsichtsrechtlichen Wiederbeschaffungskosten nach Artikel 4  

𝑃𝐹𝐸 als dem potenziellen Wertanstieg nach Artikel 7  
2 Berechnung der aufsichtsrechtlichen Wiederbeschaffungskosten 
bei Derivatgeschäften ohne Margenausgleich  

𝑅𝐶 = max⁡(𝑉 − 𝐶𝑁; 0) 

mit 

𝑉 als dem aktuellen (positiven oder negativen) Netto-Marktwert aller Derivatkon-

trakte im Netting-Set, nach Berücksichtigung von Bewertungsanpassungen nach 

Rechnungslegung oder Bewertungsanpassungen nach Art. 5b Abs. 3 ERV, ausge-

nommen Bewertungsanpassungen für das Kreditrisiko der Gegenpartei (Credit valu-

ation adjustment nach Art. 49 Abs. 3 ERV) oder das eigene Kreditrisiko (Debit valu-

ation adjustment). 

𝐶𝑁 als dem Nettowert der Sicherheiten nach Artikel 6  
3 Berechnung der aufsichtsrechtlichen Wiederbeschaffungskosten 
bei Derivatgeschäften mit Margenausgleich 

𝑅𝐶 = max⁡(𝑉 − 𝐶𝑁; TH +MTA − NICA; 0) 

mit 

𝑉 als dem aktuellen (positiven oder negativen) Netto-Marktwert aller Derivatkon-

trakte im Netting-Set, wobei die Marktwerte nach Rechnungslegung zu verwenden 

sind 

𝐶𝑁 als dem Nettowert der Sicherheiten nach Artikel 6 
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𝑇𝐻 und 𝑀𝑇𝐴 als Schwellenwerten bzw. Mindesttransferbeträgen der Margenverein-

barung  

𝑁𝐼𝐶𝐴 als Nettowert der marktpreisunabhängigen Sicherheiten nach Artikel 6  
4 Berechnung der aufsichtsrechtlichen Wiederbeschaffungskosten 
bei positivem Nettowert CN der Sicherheiten 

𝑅𝐶 = max (∑ max
𝑁

(𝑉𝑁; 0) − 𝐶𝑁; 0) 

mit 

Summenbildung über alle in der Margenvereinbarung enthaltenen Netting-Sets und 

𝑉𝑁 als dem Netto-Marktwert der Derivatkontrakte des N-ten Netting-Sets  
5 Berechnung der aufsichtsrechtlichen Wiederbeschaffungskosten 
bei negativem Nettowert CN der Sicherheiten 

𝑅𝐶 =∑ max
𝑁

(𝑉𝑁; 0) + max (|𝐶𝑁| +∑ min
𝑁

(𝑉𝑁; 0); 0) 

mit 

Summenbildung über alle in der Margenvereinbarung enthaltenen Netting-Sets und 

𝑉𝑁 als dem Netto-Marktwert der Derivatkontrakte des N-ten Netting-Sets  
6 Berechnung des positiven oder negativen Nettowerts der 
Sicherheiten 

𝐶𝑁 = 𝐶(1 − 𝐻𝑐) − ⁡𝐸(1 + 𝐻𝑒) 

mit 

𝐻𝑐 bzw. 𝐻𝑒 als den Sicherheitabschlägen nach den Artikeln 70–75 

𝐶 als dem gegenwärtigen Wert anerkannter erhaltener Sicherheiten  

𝐸 als dem gegenwärtigen Wert aller zur Verfügung gestellten Sicherheiten.   
7 Multiplikator zur Berechnung des potenziellen Wertanstiegs 

Multiplikator = min (1; 5% + 95% ∙ exp (
𝑉 − 𝐶𝑁

2 ∙ 95% ∙ 𝑆
)) 
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mit exp() als Exponentialfunktion 

𝑉 als dem aktuellen Netto-Marktwert aller Derivate im Netting-Set 

⁡𝐶𝑁 als dem Nettowert der Sicherheit nach Artikel 6  

S als dem aggregierten Sicherheitszuschlag für das Netting-Set  
8 Aggregierter Multiplikator zur Berechnung des potenziellen 
Wertanstiegs 

Multiplikator
aggregiert = min(1; 5% + 95% ∙ exp (

∑ max𝑁 (𝑉𝑁; 0) − 𝐶𝑁

2 ∙ 95% ∙ ∑ 𝑆𝑁𝑁
)) 

Es gelten die Parameter nach den Angaben zur Formel in Ziffer 7.  
9 Aufsichtsrechtliche Duration 

𝑆𝐷 = max {
10⁡𝐻𝑎𝑛𝑑𝑒𝑙𝑠𝑡𝑎𝑔𝑒

1⁡𝐽𝑎ℎ𝑟
; 20 ∙ [exp(−0.05 ∙ 𝑆) − exp(−0.05 ∙ 𝐸)]} 

mit den nach geltenden Marktkonventionen geltenden Handelstagen pro Jahr 

𝑆 (Startzeit) und 𝐸 (Endzeit) als Zeitdauer in Jahren bis zum Start bzw. Ende des 

Zeitabschnitts, auf den sich das Derivatgeschäft bezieht. 

Gewöhnliche Zinsswaps und Credit Default Swaps haben eine Startzeit von null und 

die Endzeit entspricht der Restlaufzeit.  
10 Maturitätsfaktor für Derivate ohne Margenausgleich 

𝑀𝐹 = √
min⁡(M⁡; ⁡1⁡Jahr)

1⁡𝐽𝑎ℎ𝑟
 

mit M als dem grösseren Wert aus zehn Handelstagen und der Restlaufzeit des Deri-

vats, ausgedrückt in Jahren nach geltenden Marktkonventionen für die Anzahl Han-

delstage pro Jahr.   
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11 Maturitätsfaktor für Derivate mit Margenausgleich 

𝑀𝐹 = 1.5 ∙ √
MPOR

1⁡𝐽𝑎ℎ𝑟
 

mit MPOR als der Nachschuss-Risikodauer nach Artikel 13  

𝐽𝑎ℎ𝑟 ausgedrückt in Anzahl Handelstage nach geltenden Marktkonventionen.  
12 Aufsichtsrechtliches Delta für Optionen  

 
Gekaufte Option Verkaufte Option 

C
al

l 
O

p
ti

o
n

 +Φ(
ln(𝑃/𝐾) + 0.5 ∙ 𝜎2 ∙ 𝑇

𝜎 ∙ √𝑇
) −Φ(

ln(𝑃/𝐾) + 0.5 ∙ 𝜎2 ∙ 𝑇

𝜎 ∙ √𝑇
) 

P
u
t 

O
p
ti

o
n

 −Φ(
− ln(𝑃/𝐾) − 0.5 ∙ 𝜎2 ∙ 𝑇

𝜎 ∙ √𝑇
) +Φ(

− ln(𝑃/𝐾) − 0.5 ∙ 𝜎2 ∙ 𝑇

𝜎 ∙ √𝑇
) 

mit Φ(… ) als kumulativer Verteilungsfunktion der Standard-Normalverteilung 

ln(…) als natürlicher Logarithmusfunktion 

K als Ausübungspreis der Option (strike) 

P als Marktpreis des Basiswerts oder im Fall von asiatischen Optionen der momen-

tane Betrag desjenigen Mittelwerts, welcher dem Auszahlungsprofil zugrunde liegt. 

Bei Zinsderivaten in Währungen mit negativen Marktzinsen oder Kontrakten mit ne-

gativen Ausübungszinsen ist P durch 𝑃 + 𝜆⁡ und K durch 𝐾 + 𝜆⁡zu ersetzen, wobei 

𝑃 + 𝜆⁡> 0 und 𝐾 + 𝜆 > 0. Für alle Zinsoptionen in derselben Währung hat 𝜆 densel-

ben Wert oder ist optionsspezifisch zu berechnen als 𝜆 = max⁡(0.001 −

min(P, K), 0). 

𝜎 als aufsichtsrechtlicher Volatilität nach Artikel 15  

T als vertraglich spätestem Ausübungszeitpunkt der Option  
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13 Aufsichtsrechtliches Delta für CDO-Tranchen mit der Bank als 
Sicherungsnehmerin 

𝛿 =
+15

(1 + 14 ∙ 𝐴) × (1 + 14 ∙ 𝐷)
 

mit A als dem Anknüpfungspunkt (attachment point) und D als dem Ablösungs-

punkt (detachment point) der CDO-Tranche. A und D bezeichnen dabei die jeweili-

gen Anteile der Verlustverteilung, bei denen der Kreditschutz anfängt bzw. aufhört. 

Sie werden ausgedrückt als Zahlen zwischen null und eins. Im Fall von Nth-to-

Default Swaps bei einem Pool von 𝑚 Referenzschuldnerinnen und Referenzschuld-

nern gilt 𝐴 = (𝑛 − 1)/𝑚 und 𝐷 = 𝑛/𝑚.  
14 Aufsichtsrechtliches Delta für CDO-Tranchen mit der Bank als 
Sicherungsgeberin  

𝛿 =
−15

(1 + 14 ∙ 𝐴) × (1 + 14 ∙ 𝐷)
 

mit A als dem Anknüpfungspunkt (attachment point) und D als dem Ablösungs-

punkt (detachment point) der CDO-Tranche. A und D bezeichnen dabei die jeweili-

gen Anteile der Verlustverteilung, bei denen der Kreditschutz anfängt bzw. aufhört. 

Sie werden ausgedrückt als Zahlen zwischen null und eins. Im Fall von Nth-to-

Default Swaps bei einem Pool von 𝑚 Referenzschuldnerinnen und Referenzschuld-

nern gilt 𝐴 = (𝑛 − 1)/𝑚 und 𝐷 = 𝑛/𝑚.  Anh
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15 Skalierungsfaktoren, Korrelationen und Volatilitäten pro 
Basiswert 

Basiswert 
Skalierungs- 
faktor 

Korrelation 

(𝜌𝑖,𝜌𝑗,𝜌𝑘) 

Volatilität 

(𝜎) 

Zinsen 0,50%   50% 

Währungen 4,00%  15% 

Kreditderi-
vate 

Referenz-
schuldner 

AAA-AA 0,38% 50% 100% 

A 0,42% 50% 100% 

BBB 0,54% 50% 100% 

BB 1,06% 50% 100% 

B 1,60% 50% 100% 

CCC 6,00% 50% 100% 

Ohne Rating 1,06% 50% 100% 

Index  

AAA-BBB  
(investment 
grade) 0,38% 80% 80% 

übrige 1,06% 80% 80% 

Aktien 
Einzeltitel 32% 50% 120% 

Index 20% 80% 75% 

Rohstoffe 
Elektrizität 40% 40% 150% 

Alle anderen  18% 40% 70% 
  
16 Partielle Verrechnung der laufzeitbandspezifischen SEN1, SEN2 

und SEN3 

𝑆𝑖𝑐ℎ𝑒𝑟ℎ𝑒𝑖𝑡𝑠𝑧𝑢𝑠𝑐ℎ𝑙𝑎𝑔_𝑊äℎ𝑟𝑢𝑛𝑔 = √
𝑆𝐸𝑁1

2 + 𝑆𝐸𝑁2
2 + 𝑆𝐸𝑁3

2

+1.4 ∙ 𝑆𝐸𝑁1 ∙ 𝑆𝐸𝑁2 + 1.4 ∙ 𝑆𝐸𝑁2 ∙ 𝑆𝐸𝑁3

+0.6 ∙ 𝑆𝐸𝑁1 ∙ 𝑆𝐸𝑁3

  
17 Partielle Verrechnung der SEN bei Kreditderivaten 

Sicherheitszuschlag_NettingSet_       

Kreditderivate 
= √(∑𝜌𝑖 ∙

𝑖

𝑆𝐸𝑁𝑖)

2

+∑(1 − 𝜌𝑖
2) ∙

𝑖

𝑆𝐸𝑁𝑖
2 
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Dabei läuft die Summe über alle Referenzschuldnerinnen und Referenzschuldner 

und Indizes 𝑖 mit zugehörigem Korrelationsparameter 𝜌𝑖 nach Artikel 15 und 𝑆𝐸𝑁𝑖 

als zur i-ten Referenzschuldnerin oder zum i-ten Referenzschuldner oder Index zu-

gehörigen vollständig verrechneten 𝑆𝐸𝑁.  
18 Partielle Verrechnung der SEN bei Aktienderivaten 

Sicherheitszuschlag_NettingSet_        

Aktienderivate 
= √(∑𝜌𝑗 ∙

𝑗

𝑆𝐸𝑁𝑗)

2

+∑(1 − 𝜌𝑗
2) ∙

𝑗

𝑆𝐸𝑁𝑗
2 

Dabei läuft die Summe über alle Einzeltitel und Indizes 𝑗 mit zugehörigem Korrela-

tionsparameter 𝜌𝑗  nach Artikel 15 und 𝑆𝐸𝑁𝑗 als zum j-ten Einzeltitel oder Index zu-

gehörigen vollständig verrechneten 𝑆𝐸𝑁.  
19 Partielle Verrechnung der SEN bei Rohstoffderivaten 

Sicherheitszuschlag_Rohstoffgruppe = √(∑𝜌𝑘 ∙

𝑘

𝑆𝐸𝑁𝑘)

2

+∑(1 − 𝜌𝑘
2) ∙

𝑘

𝑆𝐸𝑁𝑘
2 

Dabei läuft die Summe über alle Rohstofftypen 𝑘 innerhalb der jeweiligen Rohstoff-

gruppe, mit zugehörigem Korrelationsparameter 𝜌𝑘 nach Artikel 15 und 𝑆𝐸𝑁𝑘 als 

zum Rohstofftyp zugehörigen vollständig verrechneten 𝑆𝐸𝑁. Anh
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Anhang 2 
(Art. 33, 36) 

Marktwertansatz für die Berechnung der Mindesteigenmittel für 
Derivate  

1 Berechnung des Kreditäquivalents für Netting-Sets  
𝐸𝐴𝐷 = max⁡{0⁡; 1.4⁡[𝑚𝑎𝑥(𝑊𝐵𝑊 + 𝐸𝐴, 0) + 𝐴𝑑𝑑𝑜𝑛 − 𝐶𝐴]} 

mit 

𝑊𝐵𝑊 als Netto-Wiederbeschaffungswert der Derivate 

𝐸𝐴 als nach dem umfassenden Ansatz angepassten Wert der gestellten Sicherheiten 

𝐶𝐴 als nach dem umfassenden Ansatz angepassten Wert der erhaltenen Sicherheiten 

𝐴𝑑𝑑𝑜𝑛 als Netto-Sicherheitszuschlag nach Artikel 37.  
2 Add-on-Sätze 
Kategorien von Basiswerten des 
Kontrakts 

Add-on-Satz in Prozent, nach Restlaufzeit 

Derivate ohne täglichen Margenausgleich 
oder Derivate ohne Erfüllung der Voraus-
setzungen nach Artikel 36 Absatz 2 

Derivate mit täglichem Margenausgleich 
und Erfüllung der Voraussetzungen nach 
Artikel 36 Absatz 2 

≤ 1 Jahr >1 Jahr und  
≤ 5 Jahre 

> 5 Jahre ≤ 1 Jahr >1 Jahr und  
≤ 5 Jahre 

> 5 Jahre 

1. Zinsen 0,3 1,8 5,3 0,1 0,5 1,6 

2. Währungen und 
Gold 

3,5 4,0 4,0 1,2 1,2 1,2 

3. Aktien 27,7 32,0 32,0 9,6 9,6 9,6 

4. Edelmetalle 
(ohne Gold) 

15,6 18,0 18,0 5,4 5,4 5,4 

5. Übrige Rohstoffe 15,6 18,0 18,0 5,4 5,4 5,4 
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Kategorien von Basiswerten des 
Kontrakts 

Add-on-Satz in Prozent, nach Restlaufzeit 

Derivate ohne täglichen Margenausgleich 
oder Derivate ohne Erfüllung der Voraus-
setzungen nach Artikel 36 Absatz 2 

Derivate mit täglichem Margenausgleich 
und Erfüllung der Voraussetzungen nach 
Artikel 36 Absatz 2 

≤ 1 Jahr >1 Jahr und  
≤ 5 Jahre 

> 5 Jahre ≤ 1 Jahr >1 Jahr und  
≤ 5 Jahre 

> 5 Jahre 

6. Kreditderivate 
(mit Referenzfor-
derung der Kate-
gorie  

"Zentralregierun-
gen und Zentral-
banken" oder 
"qualifizierte 
Zinsinstrumente" 
nach Anhang 5 
ERV) 

0,3 2,0 5,7 0,1 0,6 1,7 

7. Kreditderivate 
(mit Referenzfor-
derung der Kate-
gorie "Übrige" 
nach Anhang 5 
ERV) 

1,0 5,8 16,9 0,4 1,7 5,1 
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Anhang 3 
(Art. 42, 43, 62, 71–75, 77–79) 

Risikomindernde Massnahmen 

1 Kreditabsicherung im Fall einer Laufzeitinkongruenz 

𝑃𝑎 = 𝑃 ∙
𝑡 − 0.25

𝑇 − 0.25
 

mit: 

𝑃𝑎 als Wert der um die Laufzeitinkongruenz angepassten Kreditabsicherung 

𝑃 als Wert der Kreditabsicherung, angepasst um allfällige Sicherheitabschläge 

𝑇 = min(5;Restlaufzeit der Forderung, ausgedrückt in Jahren)  

𝑡 = min(𝑇;Restlaufzeit der Kreditabsicherung, ausgedrückt in Jahren)   
2 Kreditabsicherung bei Währungsinkongruenz 

𝐺𝑎 = 𝐺 ∙ (1 − 𝐻𝑓𝑥)   , 

mit: 

𝐺𝑎 als dem aufsichtsrechtlich anerkannten abgesicherten Betrag 

𝐺 als dem Nominalbetrag der Absicherung 

𝐻𝑓𝑥 als dem für eine Haltedauer von zehn Geschäftstagen und täglicher Marktbe-

wertung geltenden Sicherheitsabschlag von 8 Prozent für das relevante Währungs-

paar von Position und Absicherung. Bei nicht täglicher Marktbewertung der Absi-

cherung ist der Sicherheitsabschlag nach Artikel 75 anzupassen.  
3 Positionen im umfassenden Ansatz 

𝐸∗ = 𝑚𝑎𝑥 (0⁡, 𝐸(1 + 𝐻𝑒) − 𝐶(1 − 𝐻𝑐 − 𝐻𝑓𝑥)) 

Hierin bezeichnen: 

𝐸∗ die Position nach Kreditrisikominderung durch finanzielle Sicherheiten 

𝐸 den gegenwärtigen Forderungsbetrag 
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𝐻𝑒 den Sicherheitsabschlag für die Forderung nach den Artikeln 73–75 

𝐶 den gegenwärtigen Wert der erhaltenen Sicherheit, angepasst nach Artikel 54 Ab-

satz 2 bei Laufzeitinkongruenzen 

𝐻𝑐 den Sicherheitsabschlag für die erhaltene Sicherheit nach den Artikeln 73–75  

𝐻𝑓𝑥 den Sicherheitszuschlag für Währungsinkongruenz zwischen Forderung und Si-

cherheit 
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4 Standard-Sicherheitsabschläge im umfassenden Ansatz 
Emissionsrating bzw. Rating der Zent-
ralregierung nach Art. 65 Abs. 1 Bst. d 

Restlaufzeit Zentralregierungen, Zentralbanken 
und supranationale Organisationen 
sowie öffentlich-rechtliche Körper-
schaften, die wie Zentralregierun-
gen behandelt werden können, so-
wie multilaterale Entwicklungs-
banken nach Anhang 5 

Andere 
Emittentinnen oder 
Emittenten 

Verbriefungspositionen 

Ratingklassen 1 und 2 nach 
Anhang 2 ERVund Klasse 1 
nach Art. 64a Abs. 2 ERV 
für kurzfristige Schuldver-
schreibungen 

 1 Jahr 

> 1 Jahr,  3 Jahre 

> 3 Jahre,  5 Jahre 

> 5 Jahre,  10 Jahre 

> 10 Jahre 

0.5 

2 

 

4 

1 

3 

4 

6 

12 

2 

8 

 

16 

Ratingklassen 3 und 4 nach 
Anhang 2 ERV und Klasse 2 
und 3 nach Art. 64a Abs. 2 
ERV für kurzfristige Schuld-
verschreibungen und ungera-
tete Bankschuldverschrei-
bungen nach Art. 65 Abs. 1 
Bst. d, einschliesslich Treu-
handanlagen bei einer ande-
ren Bank) 

 1 Jahr 

> 1 Jahr,  3 Jahre 

> 3 Jahre,  5 Jahre 

> 5 Jahre,  10 Jahre 

> 10 Jahre 

1 

3 

 

6 

 

2 

4 

6 

12 

20 

4 

12 

 

24 

Ratingklasse 5 nach Anhang 
2 ERV 

Alle 15 Nicht anerkannt Nicht anerkannt 
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Emissionsrating bzw. Rating der Zent-
ralregierung nach Art. 65 Abs. 1 Bst. d 

Restlaufzeit Zentralregierungen, Zentralbanken 
und supranationale Organisationen 
sowie öffentlich-rechtliche Körper-
schaften, die wie Zentralregierun-
gen behandelt werden können, so-
wie multilaterale Entwicklungs-
banken nach Anhang 5 

Andere 
Emittentinnen oder 
Emittenten 

Verbriefungspositionen 

Hauptindexaktien, ein-
schliesslich Wandelanleihen, 
und Gold 

 20 

Andere, an einer anerkannten 
Börse gehandelte Aktien, 
einschliesslich Wandelanlei-
hen, und übrige Sicherheiten 

 30 

Effektenfonds/UCITS  höchster Standard-Sicherheitsabschlag, der auf ein Wertpapier 
anzuwenden ist, in das der Fonds investieren darf, oder gewich-
teter Durchschnitt der Standard-Sicherheitsabschläge für die 
vom Fonds gehaltenen Instrumente, falls die Bank den Look-
Through-Ansatz gemäss Art. 118 Abs. 1 Bst. a anwendet. 

Barsicherheit in derselben 
Währung, einschliesslich 
Kassenobligationen oder ver-
gleichbare Instrumente, die 
von der kreditgebenden 
Bank emittiert wurden, so-
wie Treuhandanlagen bei der 
kreditgebenden oder bei ei-
ner anderen Bank 

 0 
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5 Standard-Sicherheitsabschlag bei einem Korb von Aktiven  
𝐻 =∑𝑎𝑖𝐻𝑖

𝑖

 

mit: 

𝑎𝑖 als dem wertmässigen Anteil des i-ten Aktivums am Gesamtwert des Korbs und 

𝐻𝑖 als dem auf das Aktivum anwendbaren Standard-Sicherheitsabschlag  
6 Haltedauer bei nicht täglicher Nachschusspflicht 

Bei Nachschusspflicht alle 𝑁 > 1 Tage ist 𝐹 + 𝑁 − 1 die Haltedauer, mit 𝐹 als der 
Mindesthaltedauer nach Artikel 74 Absatz 1.  
7 Anpassung der Sicherheitsabschläge 

𝐻 = 𝐻10√
𝑁𝑅 + (𝑇𝑀 − 1)

10
 

mit: 

𝐻10 als dem Standard-Sicherheitsabschlag für das Instrument 

𝑁𝑅 der Anzahl Geschäftstage zwischen Nachschusspflichten für Kapitalmarkttrans-

aktionen bzw. Neubewertungen für Kredite unter Verwendung von Sicherheiten 

𝑇𝑀 der Mindesthaltedauer für die betrachtete Transaktion  
8 Berücksichtigung von Verrechnungsvereinbarungen 

𝐸∗ = max{0;∑𝐸𝑖
𝑖

−∑𝐶𝑗
𝑗

+ 0.4𝑁 + 0.6
𝐵

√𝑛
+∑(𝐸𝑓 ∙ 𝐻𝑓)

𝑓

} 

Hierin bezeichnen: 

𝐸∗ den Positionswert des Netting-Sets nach Kreditrisikominderung 
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∑ 𝐸𝑖𝑖  den gegenwärtigen Forderungsbetrag aller unter der Verrechnungsvereinba-

rung der Gegenpartei geliehenen Gelder sowie geliehenen oder mit Rückkaufsver-

einbarung verkauften oder anderweitig zur Verfügung gestellten Wertpapieren 

∑ 𝐶𝑗𝑗  den gegenwärtigen Wert aller unter der Verrechnungsvereinbarung von der 

Gegenpartei geborgten Gelder sowie geborgten oder mit Rückverkaufsvereinbarung 

verkauften oder anderweitig als Sicherheit gehaltenen Wertpapiere 

𝑁 = |∑ 𝐸𝑠𝐻𝑠𝑠 | die Nettoforderung und 𝐵 = ∑ 𝐸𝑠|𝐻𝑠|𝑠  die Bruttoforderung, wobei 

𝐸𝑠 > 0 der gegenwärtige Nettowert der s-ten Wertpapierposition im Netting-Set ist 

und 𝐻𝑠 der wertpapierspezifische Sicherheitsabschlag; dieser Abschlag ist positiv 

für ausgeliehene oder mit Rückkaufsvereinbarung verkaufte oder anderweitig zur 

Verfügung gestellte Wertpapiere und negativ für geborgte oder mit Rückverkaufs-

vereinbarung gekaufte oder anderweitig als Sicherheit erhaltene Wertpapiere  

𝑛 die Anzahl Wertpapiertitel im Netting-Set ohne Zählung von solchen Titeln, deren 

Positionswert 𝐸𝑠 kleiner als 10 Prozent des grössten Positionswerts 𝐸𝑠
𝑚𝑎𝑥 ist 

𝐸𝑓 den absoluten Wert der Nettoposition in der Währung 𝑓, die nicht Abwicklungs-

währung ist 

𝐻𝑓 den Sicherheitsabschlag bei Währungsinkongruenz für die Währung 𝑓  
9 Minimale Sicherheitsabschläge bei 
Wertpapierfinanzierungsgeschäfte  
Restlaufzeit der Sicherheit Wertschriften von Unternehmen und 

übrigen Emittentinnen und Emittenten, 
ausgenommen Zentralregierungen 

Verbriefungen 

Bis inklusive 1 Jahr für 
Schuldverschreibungen und 
Floating Rate Notes 

0.5% 1% 

Über 1 Jahr und bis inkl. 5 
Jahre für Schuldverschrei-
bungen 

1.5% 4% 

Über 5 Jahre und bis inkl. 
10 Jahre für Schuldver-
schreibungen 

3% 6% 

Über 10 Jahre für Schuld-
verschreibungen 

4% 7% 

In einem Hauptindex ge-
führte Instrumente mit Be-
teiligungscharakter 

6% 

Anh
öru

ng



Verordnung der FINMA über die Kreditrisiken «%ASFF_YYYY_ID» 

75 / 80 

Übrige Wertschriften, die 
nach den Artikeln 70 und 71 
anerkannte Sicherheiten 
sind 

10%  
10 Berechnung der Einhaltung der minimalen Sicherheitsabschläge 

10.1 Bei Wertpapierfinanzierungsgeschäften ohne Verrechnung 

Die Untergrenze für Sicherheitabschläge ist verletzt: 

a. bei Geldleihe gegen ein Wertpapier als Sicherheit, wenn 

𝐻 < 𝑓 

mit: 

𝐻 als den Sicherheitsabschlag des Geschäfts, ausgedrückt als Überbesicherung 
in Prozent des geliehenen Geldbetrags und  

𝑓 als den minimalen Sicherheitsabschlag nach Anhang 3 Ziffer 9. 

Die von jeder Gegenpartei geforderte Nachschussmarge in Form von Geld oder 
Wertpapieren gilt als im Zeitpunkt der Aufforderung erhalten. 

b. bei Wertpapierleihe (Sicherheit A) gegen ein anderes Wertpapier als Sicherheit 
(Sicherheit B), wenn  

𝐻 <
1 + 𝑓𝐵
1 + 𝑓𝐴

− 1 

mit: 

𝐻 als dem Sicherheitsabschlag des Geschäfts, ausgedrückt als Überbesicherung 

in Prozent des Werts der erhaltenen Sicherheit B relativ zum Wert der ausgelie-

henen Sicherheit A, und 

𝑓𝐴 und 𝑓𝐵 als die Sicherheitsabschläge für die Sicherheiten A und B nach An-

hang 3 Ziffer 9.  
10.2 Bei Wertpapierfinanzierungsgeschäften mit Verrechnung 

Die Untergrenze für Sicherheitabschläge ist verletzt, wenn: 

 

∑𝐶𝑡 − ∑𝐸𝑠
∑𝐸𝑠

< [(
∑ (

𝐸𝑠
1 + 𝑓𝑠

)𝑠

∑ 𝐸𝑠𝑠
) (

∑ (
𝐶𝑡

1 + 𝑓𝑡
)𝑡

∑ 𝐶𝑡𝑡
)⁄ ]− 1 

Hierin bezeichnen: 

𝐸𝑠 die Nettoposition eines an die Gegenpartei ausgeliehenen Wertpapiers oder Geld; 

𝐶𝑡 die Nettoposition eines von der Gegenpartei geborgten Wertpapiers oder Geld; 
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𝑓𝑠 und 𝑓𝑡 die Sicherheitsabschlagsuntergrenzen für die Sicherheiten, die usgeliehen 
bzw. geborgt sind. 

Die von einer jeden Gegenpartei geforderte Nachschussmarge in Form von Geld oder 
Wertpapieren gilt als im Zeitpunkt der Aufforderung erhalten. 
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Anhang 4 
(Art. 65, 70) 

Anerkannte Hauptindizes 

Index  Land / Region  

AEX  Die Niederlande  

Austrian Traded Index  Österreich  

BEL 20  Belgien 

CETOP20  Zentraleuropa 

CNX 100  Indien 

CSI 300 Index  China 

EGX 30  Ägypten 

FTSE 350  Vereinigtes Königreich 

FTSE All World Europe  Europa 

FTSE All-World Index  Weltweit 

FTSE Bursa Malaysia KLCI  Malaysia  

FTSE MIB  Italien 

FTSE Nasdaq Dubai UAE 20 Index  Vereinigte Arabische Emirate 

FTSE RAFI Emerging Index  Schwellenländer 

FTSE Straits Times Index  Singapur 

FTSE/JSE Capped Top 40  Südafrika 

FTSE/JSE Industrial 25  Südafrika 

Hang Seng Index  Hongkong  

Hang Seng Mainland 100 Index  Hongkong  

HDAX  Deutschland 

IBEX 35  Spanien 

IBOVESPA  Brasilien 

ISEQ 20  Irland 

KOSPI 100  Südkorea 

MSCI ACWI Index  Weltweit 

MSCI EM 50  Schwellenländer 

MSCI Russia Index  Russland 
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NASDAQ-100  USA  

Nikkei 300  Japan  

NYSE ARCA China Index  China  

OBX  Norwegen 

OMX Copenhagen 25  Dänemark 

OMX Helsinki 25  Finnland  

OMXS60  Schweden 

Qatar Exchange General Index  Katar 

S&P 500  USA  

S&P BSE 100  Indien 

S&P Latin America 40  Lateinamerika 

S&P/ASX 100  Australien 

S&P/BMV IPC  Mexiko 

S&P/NZX 10  Neuseeland 

S&P/TSX 60  Kanada  

SBF 120  Frankreich 

SET 50  Thailand  

SMI Expanded  Schweiz 

STOXX Asia/Pacific 600  Asien/Pazifik 

STOXX Europe 600  Europa 

TOPIX Mid 400  Japan  

TSEC Taiwan 50  Taiwan  

WIG20  Polen 
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Anhang 5 
(Art. 45 und 85) 

Multilaterale Entwicklungsbanken 

Als Multilaterale Entwicklungsbanken nach Anhang 2 Ziffer 3.2 ERV gelten: 

1. World Bank Group einschliesslich International Bank for Reconstruction 
and Development (IBRD), International Development Association (IDA), 
International Finance Corporation (IFC) und Multilateral Investment Guar-
antee Agency (MIGA) 

2. Asian Development Bank (ADB) 

3. African Development Bank (AfDB) 

4. European Bank for Reconstruction and Development (EBRD) 

5. Inter-American Development Bank (IADB) 

6. European Investment Bank (EIB) 

7. European Investment Fund (EIF) 

8. Nordic Investment Bank (NIB) 

9. Caribbean Development Bank (CDB) 

10. Islamic Development Bank (IDB) 

11. Council of Europe Development Bank (CEDB) 

12. International Finance Facility for Immunization (IFFIm) 

13. Asian Infrastructure Investment Bank (AIIB) 
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Anhang 6 
(Art. 105) 

Auf internen Ratings basierender Ansatz (IRB): Risikogewichtung von 
Unternehmen 

Für die Berechnung des Jahresumsatzes S von KMU in Franken ist die Korrelation 𝑅 

nach folgender Formel zu berechnen: 

𝑅 = 0.12 ∙
(1 − 𝑒−50∙𝑃𝐷)

(1 − 𝑒−50)
+ 0.24 ∙ (1 −

(1 − 𝑒−50∙𝑃𝐷)

(1 − 𝑒−50)
) − 0.04 ∙ (1 −

(𝑆/1.5 − 5)

45
) 
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